






Die Tendenz der ansteigenden Zahlen der letzten anderthalb 
Jahre hat sich auch im ersten Halbjahr 2016 fortgesetzt. Be-
sonders die Kategorien Rassismus, Propaganda und Gewalt 
sind auf einem prägnant hohen Niveau.
Im Vorfeld der Senats- und Bezirksverordnetenversammlungs-
wahl im September 2016 ist eine erhöhte Aktivität der Bezirks-
verbände von NPD, „Pro Deutschland“ und der „Alternative 
für Deutschland“ zu verzeichnen. Diese Entwicklung wird sich 
in den nächsten Monaten voraussichtlich noch verstärken.
Die starke Mobilisierung auf der Straße gegen Flüchtlinge 
und ihre Unterkünfte wurde jedoch im letzten Jahr im Bezirk 
gestoppt. Anders als in Hellersdorf, Pankow und Treptow-
Köpenick �nden in Lichtenberg keine 
regelmäßigen öffentlichen Veranstaltun-
gen zu diesem Thema mehr statt. Bei den 
wenigen Veranstaltungen der extremen 
Rechten erschien fast ausschließlich das 
eigene Millieu.
Stattdessen sind weiterhin Anwohner_in-
nenversammlungen Orte, an denen es zu rassistischen Wort-
meldungen und aggressiver Stimmung kommt. Dazu zählen 
bezirklich organisierte wie auch selbstorganisierte Versamm-
lungen in der Nachbarschaft. Solche Versammlungen mobili-
sierten mehr als hundert Anwohner_innen. Das Thema wird, 
auch aufgrund der in Planung be�ndlichen Bauprojekte, wei-
ter im lokalen Rahmen präsent bleiben. Wie leicht gestreute 
Gerüchte in Gewalt umschlagen kann, zeigte die angebliche 
Entführung eines Mädchens. Rechte Akteure verdächtigten 
Flüchtlinge als Täter und so kam es zu mehreren gewalttätigen 
Übergriffen auf Flüchtlinge und auf Unterkünfte. 
Die Aktivitäten der organisierten Rechten fallen höchst un-
terschiedlich aus. Die NPD mit ihrem Bezirksverband führte 

mehrere Kundgebungen und eine Demonstration durch, die 
jedoch vom Berliner Landesverband getragen wurde. Neben 
mehreren Infoständen kam es vereinzelt zu Flyeraktionen. Die 
BVV, in der sie zwei Mandate besitzt, nutzt sie nicht mehr als 
Plattform.
Die „Bürgerbewegung Pro Deutschland“ agierte von ihrem 
Hellersdorfer Büro aus. Regelmäßig wurden Flyersteckaktionen 
im Bezirk organisiert. Im Wohnumfeld von Funktionären tauch-
ten regelmäßig Aufkleber der Partei auf. Das weitere Parteige-
schehen spielte sich ausschließlich in Sozialen Netzwerken ab. 
Die Lichtenberger „Alternative für Deutschland“ organisier -
te mehrere Infostände im Bezirk. Darüber hinaus veranstaltete 

die AfD einen monatlichen Stammtisch 
und unregelmäßige Veranstaltungen in 
Lichtenberger Kneipen. Organisatorisch 
ist sie eng mit der Berliner AfD verbunden 
und hat einen Großteil ihrer Kräfte auf die 
Berliner Verbandsarbeit verlagert. 
Die Neonazipartei „Der III. Weg“ und die 

Freien Kameradschaften waren - über Aufkleberpropagan-
da hinaus - nicht aktiv im Bezirk. 
Wenn Sie die Auswertung des Lichtenberger Registers in Ihrer 
Nachbarschaftsvernetzung oder ähnlichen Runden vorstellen 
wollen, schreiben Sie eine Mail an register@licht-blicke.org.

Die Berliner „Alternative für Deutschland“ und noch deutlicher der 
Lichtenberger Verband ist ein Auffangbecken für ehemalige Akteu-
re extrem rechter und rechtspopulistischer Parteien und Organisati-
onen. Mehrere Lichtenberger AfDler in führenden Positionen haben 
eine neonazistische Vergangenheit vorzuweisen, bzw. p�egen aktuell 
Kontakt zu Neonazis. 
So war der Lichtenberger AfD-Vorstand Heribert Eisenhardt Presse-
sprecher des Berliner PEGIDA-Ablegers und lief auf mindestens einer 
Neonazidemonstration mit. Er stellte ein Fahndungsplakat mit Fotos 
und Namen von Pressefotograf_innen ins Netz. Sein Lichtenberger 
Kollege Kay Nerstheimer bezeichnete sich als Berliner Vorsitzender 
der rassistischen „German Defence League“ und rief dazu auf, „Mi-
lizen“ zu bilden. Die AfD-Wahlkandidatin Ludmilla Pütsch war früher 
im Bundesvorstand von „Pro Deutschland“ und trat für die Partei bei 
der letzten Bezirkswahl an. 

Diese personellen Verstrickungen drücken sich auch im Berliner Wahl-
programm aus. Das„Antifaschistische Pressearchiv“ (apabiz) hat die 
Texte und Wortmeldungen der Berliner AfD unter die Lupe genom-
men: „Bei  genauerer  Betrachtung  des  Berliner  Wahlprogramms 
wird jedoch vor allem bei den Themen ‚Familie und Kinder‘, ‚Innere 
Sicherheit und Justiz‘ sowie ‚Einwanderung und Integration‘ deutlich, 
wohin die Reise gehen soll. In Ergänzung  mit  dem  gesprochenen  
Wort  des  Personals  ergibt sich daraus eine reaktionäre Kampfansage 
an die etablierte Politik und Medien, vor allem aber an eine offene 
liberale Gesellschaft und die demokratischen und emanzipatorischen 
Errungenschaften der vergangenen Jahrzehnte. (...)

[Die Berliner AfD fordert]  für  Berlin  einen  ‚sofortigen Aufnah-
mestopp‘. Ergänzt wird dies durch eine Au�istung, welche Art der 
Unterbringung bzw. Nutzung als Notunterkünfte die AfD ablehnt. 
Zusammengefasst betrifft es alle derzeitigen Möglichkeiten im inner-
städtischen Bereich. (...)
Bezogen auf den Islam fordert die AfD fundamentale Restriktionen  
der  religiösen  Ausübung. Im Vorwort wird deutlich, dass für die AfD 
‚der Islam eben nicht zu Deutschland gehört‘.“
(Quelle: „Antritt von rechts“, apabiz & MbR, 2016)

Warum wird die „Alternative für Deutschland“ beobachtet?

AfDler Heribert Eisenhardt (mitte) am 2. April 2016 auf einer Neonazidemon-
stration in Hellersdorf (© Alex Stifte)

Fazit

Wie leicht Gerüchte über 
Flüchtlinge in Gewalt umschlagen 

können, zeigte der Fall des 
angeblich entführten Mädchens.
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